
Abgeordnete sollen öfter aufs Rad

VONHAGEN STRAUSS

BERLIN Umweltverbände fordern
die Abgeordneten des neuen Bun-
destags zum Umstieg aufs Fahr-
rad auf. „Gerade im Berliner Re-
gierungsviertel lassen sich kurze
Strecken so schnell und klima-
freundlichbewältigen“, sagte Jürgen
Resch, Geschäftsführer der Deut-
schen Umwelthilfe, unserer Redak-
tion: „Deshalb fordern wir die Par-
lamentarier auf,mit gutemBeispiel
voranzugehen und das Fahrrad zu
wählen oder den öffentlichen Nah-
verkehr zu nutzen.“ Resch ergänz-
te, sollten sich Abgeordnete weiter
„durch Berlin kutschieren lassen,
gibt das ein falsches Bild abgeho-
bener Politik ab“.Wer es besonders
eilig habe, könne ein Taxi nehmen.

Nach wie vor nutzen die meis-
ten Abgeordneten den Fahrdienst
des Bundestages.Weil der Bundes-
tag mit 735 Volksvertretern so groß
ist wie nie, dürfte auch die Zahl der
Fahrten kräftig steigen. Mehr Au-
tos einzusetzen, sei aber nicht ge-
plant, sagte ein Sprecher. Von den
120Pkwsind78Diesel, 22habenei-
nen Elektroantrieb. 15 fallen in die
Rubrik„Benzin-Hybrid“, fünf in die
Kategorie „Wasserstoff-Hybrid“.
Antje von Broock, Geschäftsfüh-

rerin des BUND, sagte, wenn Abge-
ordnete öfter radeln würden, statt
die Fahrbereitschaft des Bundes-
tages zu nutzen, „bekommen sie
zwischen den vielen Sitzungen et-
was Bewegung und einen Einblick
in Sachen Verkehrsraumaufteilung
und Sicherheit auf Radwegen. Und

wir bekommen bessere Entschei-
dungen für eine faire und umwelt-
freundliche Mobilität.“
Der scheidende Wirtschaftsmi-

nister Peter Altmaier (CDU), der in
BerlinalsFahrrad-Pioniergilt, sagte:
„IchhabeauchalsAbgeordneterund
Minister die Wege zwischen Minis-
terium und Reichstag öftermit dem
Fahrrad zurückgelegt.“ Das könne
er „allen nur ans Herz legen“. Der
Grünen-Abgeordnete Stefan Gelb-
haar sagte: „Fahrrad in Berlin funk-
tioniert auch für Abgeordnete – und
geht häufig einfach schneller.“ Er
schlugvor,derBundestagsollealsAl-
ternative zum Fahrdienst Leihräder
anschaffen. Ein Problem sei jedoch,
dass es im Bundestag nicht genug
Umkleidemöglichkeiten, Schließ-
fächer undDuschen gebe.

Umweltverbände fordern, die Autos des Fahrdienstes häufiger stehen zu lassen.

VON KIRSTEN BIALDIGA

DÜSSELDORF Die nordrhein-west-
fälische Landesregierung muss aus
Sicht vonWissenschaftlerndeutlich
mehrAnstrengungenunternehmen,
umden Artenschwund zu stoppen.
„DerRückgangderArtenvielfalt und
Biodiversität ist neben den Folgen
des Klimawandels das größte der-
zeitige Menschheitsproblem. Dies
gilt auf allen Ebenen: global bis re-
gional“, schreibt Tillmann Butt-
schardt, Professor für Angewandte
Landschaftsökologie an der West-
fälischen Wilhelms-Universität in
Münster, in einer aktuellenStellung-
nahme für den Landtag. Im Sinne
einer schleichenden Katastrophe
würdendienegativenEffekte fürdas
menschliche Leben aber erst zeit-
versetzt sichtbar. ZuRecht verlange
daher dieVolksinitiative„Artenviel-
faltNRW“, dassdieCDU-/FDP-Lan-
desregierung ihre angekündigteBio-
diversitätsstrategie auch umsetze.
Die Akademie für Raumentwick-

lung in der Leibniz-Gesellschaft
schreibt, es sei angezeigt, dasThema

„Flächensparen“ auf derpolitischen
Agendaweit obenanzusiedeln, und
zwar auf allen Planungsebenen.
Aber auch aus Sicht der Landwirt-
schaftskammer sind „weitere An-
strengungen zur Verbesserung der
Situation des Naturhaushaltes in
Nordrhein-Westfalen geboten“.
Anlass für die Stellungnahmen

sind unter anderem Forderun-
gen der Volksinitiative „Artenviel-
falt NRW“, die auf Betreiben von
drei Umweltverbänden zustande
kam, denen sich weitere Verbände
anschlossen. Die Initiatoren sam-
melten 116.000 Unterschriften,
deutlichmehr als die erforderlichen
knapp66.000.DerLandtag erkannte
die Volksinitiative bereits als recht-
mäßig anundmuss sichnunbinnen
dreiMonatenmit den Forderungen
auseinandersetzen.
Die Volksinitiative verlangt unter

anderem, den Flächenverbrauch
verbindlich zu stoppen, Schutz-
gebietewirksamzu schützen, natur-
nahe undwildeWälder zuzulassen,
die naturverträgliche Landwirt-
schaft aktiv voranzubringen, leben-

dige Gewässer zu sichern und den
Artenschutz inder Stadt zu fördern.
Starkbetroffen sindWildbienen– in
NRW leben 364 Arten, 52 Prozent
davon gelten als gefährdet. Auch
Honigbienen sind gefährdet – sie
verlieren etwa durch Pestizide die
Orientierung; zudemwerden sie an-
fälliger gegen Krankheiten.

Buttschardt betont, dass sogar
Rückschritte zu verzeichnen sind:
Im bis Mai dieses Jahres geltenden
Landeswassergesetz etwa habe ein
Verbot fürAckerbauoderDüngerauf
einem fünfMeter breitenGewässer-
randstreifen gegolten: „Es ist nicht
anders als realitätsverweigernd zu
bezeichnen, diese Tatsachen nicht
anzuerkennen und die einmal von
derPolitik als richtig erkanntenund
in langfristigen Instrumentenange-
legten Anpassungen und Regelun-
gen wieder zurückzunehmen.“ Es
sei als sehr unglücklich zu bezeich-
nen, dass die Novellierung des Ge-
setzes die Verantwortung auf die
kommunale Ebene verlege.
UmdenArtenschutz inStädten zu

fördern, verlangt derWissenschaft-
ler, Lichtquellen zu reduzieren, da
sie häufig zu tödlichen Fallen ins-
besondere für Insektenwerden:„Es
sind Lichtaktionspläne, Standards
bei der Umrüstung von Beleuch-
tungsanlagen, Einschränkungen
bei Leuchtreklamen, flexibleund in-
telligenteBeleuchtungenundvieles
mehr zu entwickeln und umzuset-

zen.“Die Sensibilität für diesesThe-
ma sei bisher aber gering.
Das nordrhein-westfälische Um-

weltministerium erhofft sich von
der Volksinitiative Artenvielfalt ei-
nen„breitenDiskursüberZiele und
Maßnahmen zum Schutz der Bio-
diversität“. Umweltministerin Ur-
sula Heinen-Esser (CDU) erklärte,
die Volksinitiative könne zu einem
zusätzlichen Appell werden, dass
jede und jeder seinen Beitrag leis-
tenmüsse, die Artenvielfalt inNRW
zu stärken: „Ich lade alle Akteure
zum Gespräch ein. Weniger Schot-
tergärten,mehr grüne Infrastruktur,
weniger Pflanzenschutzmittel sind
nur einige Beispiele“, sagte die Mi-
nisterin.
Die Regierungskoalition arbei-

tet zurzeit an einer Änderung des
Landesnaturschutzgesetzes. Eine
Obergrenze etwa für den Flächen-
verbrauch ist darin nicht vorgese-
hen: „Die Wirtschaft in NRW geht
zudem durchaus sparsam mit Flä-
chen um“, so die CDU-Abgeordne-
te BiancaWinkelmann.
Leitartikel, Politik

2010Die Mitglieder der
dieseWoche online tagenden
Weltnaturschutzkonferenz
hatten sich auf 20 Ziele zum
Erhalt der biologischen Vielfalt
bis 2020 geeinigt. Jedoch wurde
keines erreicht.

2022Die Mitgliedsländer wollen
im nächsten Jahr eine neue Stra-
tegie für den Artenschutz formu-
lieren, in der möglichst konkrete
Mittel und Ziele stehen sollen.

DerArtenschutz
kommtkaumvoran

INFO

Institute sagen nur
noch 2,4 Prozent
Wachstum voraus
BERLIN (dpa) Die anhaltenden Fol-
gen der Pandemie und Liefereng-
pässe bremsen denWirtschaftsauf-
schwung inDeutschland. Führende
Forschungsinstitute schraubtenam
Donnerstag ihre Konjunkturprog-
nose für dieses Jahrdeutlichherun-
ter. Sie rechnen mit einemWachs-
tumdesBruttoinlandsprodukts von
nur noch 2,4 Prozent. Im Frühjahr
hatten sie noch erwartet, dass nach
demcoronabedingtenEinbruchder
Wirtschaft 2020 das Bruttoinlands-
produkt um 3,7Prozent zulegt. Die
Inflation dürfte bis Jahresendewei-
ter anziehen, im kommenden Jahr
aber zurückgehen.DieArbeitslosen-
quote dürfte sinken, die Höhe des
verfügbarenEinkommen imnächs-
ten Jahr deutlich steigen.
Leitartikel,Wirtschaft

Norwegische
Polizei schließt
Terror nicht aus
KONGSBERG (dpa)NachderGewalt-
tat mit fünf Toten in der norwegi-
schen Kleinstadt Kongsberg kann
die Polizei einen terroristischen
Hintergrund nicht ausschließen:
„Die Tat wirkt wie ein Terrorakt,
aber wir kennen die Beweggründe
desTätersnicht“, sagtederChef der
Behörde, Hans Sverre Sjøvold. Der
mutmaßliche Täter sei im Gesund-
heitswesen ein- und ausgegangen.
DerMannhatte amMittwochabend
in der Innenstadt von Kongsberg
zahlreiche Menschen mit meh-
reren Waffen, darunter auch Pfeil
und Bogen, angegriffen. Bei seiner
Flucht vor der Polizei verschaffte er
sich auch Zugang zu Wohnungen.
Fünf Menschen wurden getötet –
vier Frauen und ein Mann.
Politik

Wissenschaft
fordert mehr
Artenschutz

Die Bienen sind besonders stark
von den Eingriffen des Menschen
in die Umwelt betroffen. Eine
Volksinitiative will nun die Politik
zum Handeln drängen.
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Der Fußball-Landesligist darf
vor gut 1000 Fans beim 1:4
nachVerlängerung gegen den
Regionalligisten KFC Uerdin-
gen lange vom Coup im Pokal
träumen.

SGEBedburg-Hau ist
ein stolzerVerlierer

SPORTLOKAL

Wer in ein Hospiz möchte,
muss auf einen Platz warten.
Die Hospizgruppe Emmerich
möchte daher eine stationäre
Einrichtung vor Ort.
SEITED 1

Der Tod
wartet nicht

EMMERICH

Die Gaspreise explodieren an
den Börsen. Doch die Stadt-
werke in Kleve und Goch ha-
ben vorgesorgt.Wie sich die
Versorger aufgestellt haben.
SEITEC 1

Die Stadtwerke
habenvorgesorgt

KLEVE

LOKALES

ZITAT

„Ich fragte sie:
,Willst dumich heiraten?’,
und sie antwortete:
,Machst duWitze?’“
EdSheeran (30), Popstar, über seine
heutige Ehefrau Cherry Seaborn
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ModerneTechnikmachtnichtnur
dieMenschenbequemer, sondern
auch die Tiere. So gibt es im Esse-
nerBaldeneysee inzwischeneinen
Fischaufzug, der oan manchen
Tagen mehr als 1000 Mal genutzt
wird. Aberwennnichtmal die See-
bewohner noch die Fischtreppe
nehmen, wo soll das hinführen?
DieFrage ist nichtBarschgemeint,
aber es ist unglaublich, dass schon
dieAalewegeneinpaar Stufen zit-
tern. Im Kaufhaus gibt es als Zwi-
schenlösungdieRollmopstreppen,
aber zumindest auf demWeg run-
ter sollte es auchperHechtsprung
gehen; das bekommen auch die
Seepferde hin. Die Experten am
Baldeneysee sehen das alles üb-
rigens nicht so tragisch. Die sind
eben Hummer gewohnt. nic

LINKSAUSSEN

FREITAG, 15. OKTOBER 2021 € 2,10
JAHRGANG 76
NR. 241, KLE

ZEITUNG FÜR POLITIK UND CHRISTLICHE KULTUR

4 190587 702100 5 0 0 4 1

RUMEYSAGELGI
Die Türkin gilt mit 2,15 Meter als die
größte Frau der Welt. Wie sie sich für
Außenseiter einsetzen will. Panorama

SIM-SWAPPING
Kriminelle kapern mit
einer neuen Betrugsmasche
Handynummern. Wirtschaft

SEBASTIANKURZ
Der Skandal um den Ex-Kanzler
beschädigt seine Partei – und die
Medien. Stimme des Westens


